
berg, Bad Schmiedeberg und Urngegend

Erſcheint wöchentlich dreimal Montag, Mittwoch und Freitag abends mit dem
Datum des folgenden Tages. Wöchentliche Beilagen: „Landmanns Sonntagsblatt“
und „Jlluſtrierkes Anterhaltungsblatt“. Sezugspreis Monatlich für Abholer
1,15 M. durch Boten ins Haus gebracht in Kemberg 1,25 M., in den Landorken
1,80 M., durch die Poſt 1,85 M. Dm Falle höherer Gewalt BSetriebsſtörung
Streik uſw erlijcht jeder Anſpruch auf Lieferung bzw. Rückzahlung des Bezugspreiſes.

C

Amtsblatt für den Magiſtrat zu Kemberg,

Anzelgenpreis: Die 5geſpaltene Petitzeile oder deren Kaum 15 Pfg., die 8geſpaltene
Kebklamezeile 40 Pſg., Auskunftsgebühr 50 Pfg. Für Aufnahme von Anzeigen
an beſtimmten Tagen und Plätzen, ſowie für richtige Wiedergabe undeutlich ge
ſchriebener oder duech Fernſprecher aufgegebener Anzeigen wird Beinerlei Garantie
übernommen. Seilagengebühr? 10, M. das Tauſend, zuzüglich Poſtgebühr
Schluß der Anzeigenaunnahme vormittags 10 Ahr, größere Anzeigen fkags zuvor

Nr. 8 Dienstag, den 26. Juli 1932 34. Jahr g
Donnerstag, den 28. Juli, 14 Uhr,

Mütterheratungsgtunde
im Bürgerſaal.

Kemberg, den 25. Juli 1932.

e Der Magiſtrat.
Zweckopkimismus zur Preisbeeinfluſſung. Unwetkter

kakaſtrophen bedrohen die Ernke.

Während die Reichsregierung und die Berufsvertre-
tungen der Landwirtſchaft mit allen Mitteln verſuchen, eine
ruhige Stimmung auf dem Getreidemarkt herbeizuführen
und alle Unſicherheitsfaktoren auszuſchalten, die geeignet
ſind, die Stetigkeit der Preisentwicklung während der Haupt
verkaufsmonate im Herbſt oder Frühwinter zu ſtören, iſt in
den letzten Wochen durch voreilige Rekordſchätzungen teilweiſe
amtlichen Charakters Unruhe in die Kreiſe der Landwirt-
ſchaft und des Handels hineingetragen worden. Obwohl die
Erfahrung, insbeſondere des vergangenen Jahres, zeigt, daß
die amtlichen Halmſchätzungen von Ende Juni kaum als wirk
liche Ernteſchätzung, ſondern vielmehr nur als eine Art
Saatenſtandsbericht aufzufaſſen ſind und dementſprechend
nür eine ſehr untergeordnete Bedeutung für die Einſchätzung
des wirklichen Ausfalls der Ernte haben, wird wiederholt der
Verſuch et ebenſo wie in früheren Jahren durch ten
denziöſe Artikel über ſogenannte „Rekordernten“ die Markt-
meinung für Getreide ungünſtig zu beeinfluſſen und hier-
durch die Maßnahmen der Reichsregierung zur Preisſtützung
und zu einer geregelten Erntebewegung zu ſabotieren.

Die Entwicklung der Witterung in den letzten Wochen
und Tagen hat mit allem Nachdruck leider jenen Kritikern
recht gegeben, die ſich von Anfang an gegen die voreilige
optimiſtiſche Rekordſchätzung des Statiſtiſchen Reichsamtes
wendeten. Bereits Anfang Juli war zu überſehen, daß die
günſtigen Schätzungen über den Stand des Getreides nur
für einzelne Gebiete zutrafen, während von anderen ausge
dehnten Teilen, insbeſondere Nord und Oſtdeutſchlands,
völlig gegenteilige Meldungen eintrafen. So hatte die Korn
kammer Niederſchleſiens von Ende Mai bis Ende Juni
außerordentlich ungünſtiges Wetter. Die Roggenblüte iſt
hier zum großen Teil verregnet, und in weiten Strecken
der Provinz iſt infolge der ſcharfen Platzregen ſtärkſte Lage-
cung des Getreides eingetreten. Die zuſtändigen Berufs
pertretungen der Landwirtſchaft haben bereits aus dieſen
Gründen den Regierungsſtellen und Miniſterien Bericht er
ſtättet und um geeignete Schutzmaßnahmen gebeten. Man
erwartet in Schleſien und beſonders auch in den angrenzen
den ſächſiſchen und brandenburgiſchen Regierungsbezirken
bei der Winterung einen ſehr ſtarken Ausfall im Körner-
ertrag. Die Berichte aus weiten ſächſiſchen Gebieten ſind
vielfach noch peſſimiſtiſcher. Ueberall wird darauf hingewie
ſen, daß der Roggen bereits vor der Blüte lagerte! Andere
ſächſiſche und oſtdeutſche Bezirke melden insbeſondere durch
die ſtarken Niederſchläge der letzten Tage ein erhebliches Aus
wachſen des Getreides. Aus dem Kreiſe Sorau aus der Neu
mark wird gemeldet, daß das ſeit Monaten plattgewalzt lie
gende Getreide auf dem Halm verfault. Man ſteht in dieſen
Bezirken einer ähnlichen Erntekataſtrophe gegenüber, wie ſie
im vergangenen Jahre im Juli Nordweſtdeutſchland betraf.

Fügt man dieſen Meldungen noch die Nachrichten über
die Unwetterkataſtrophe in Thüringen und Süddeutſchland
hinzu, ſo wird es erſichtlich, daß die Meldungen von einer
KRekordernte nicht nur übertrieben, ſondern großenteils ge
radezu falſch ſind; denn guch die Berichte aus den norddeut
ſchen Ländern und Provinzen zeigen, daß man dem Ausfall
der diesjährigen Ernte vielfach mit Bangen entgegenſieht.
In den Sandgebieten Schleswig Holſteins, Mecklenburgs und
Pommerns iſt in der gleichen Zeil, als Mitteldeutſchland und
Schleſien überreichliche Niederſchläge und Unwetterkataſtro
phen erlebte, kaum ein Tropfen Regen gefallen. Bis vor
wenigen Tagen waren deutlich ſchon von der Bahn aus in
dieſen Gebieten Notreife bei Roggen und Gerſte und ſtärkſte
Dürreſchäden bei der Sommerung zu erkennen. Die plum
pen, wolkenbruchartigen Niederſchläge ausgangs der letzten
Woche kamen für den Getreidebau dieſer Gebiete zu ſpät und
haben für die ſchweren Böden auch hier erhebliche Lagerung
und damit erhöhte Erntebergungskoſten für den Landwirt
gebracht. Ebenſo iſt es in der Alkmark und in weiten Teilen
Hannovers.

Jm geſamten nord und oſtdeutſchen Gebiet hat aber die
Ernte kaum für die früheſten Getreideſorten angefangen. Die
Höhe und beſonders die Güte der Getreideernte iſt damit
noch auf Wochen hinaus abhängig von der weiteren Entwick
lung der Witterung. Jn Anbetracht dieſer Ungewißheit über
den Erntegausfall herrſcht in der geſamten Landwirtſchaft
ſtärkſte Erbitterung gegen die Machenſchaften eines Teiles
des Handels; denn bei dem ſtarken Gläubigerdruck iſt der
Landwirt in dieſem Jahre noch ſtärker als ſonſt von der
Preisbildung in den Herbſtmonaten abhängig. Es iſt drin
gend notwendig, daß von amtlicher Seite aus auf dieſe Ver
hältniſſe hingewieſen und die wirkliche Lage der Oeffent
lichkeit mitgeteilt wird, um ſo zu vermeiden, daß erneut
Zwietracht und Mißtrauen geſälk und großer Schaden am
Volkswohl entſteht, der kaum mehr gutgemacht werden
könnte.

Ne Verhandlung Lelpzig
Entſcheidung erſt am Montag

Leipzig, 24. Juli.
Der Andrang zu der Verhandlung des Staatsgerichts-

hofes in Leipzig war ſo groß, daß die Verhandlung aus dem
vorgeſehenen kleinen, in den großen Saal des Reichsgericht
verlegt werden mußte.

Die abgeſetzte preußiſche Regierung iſt verkreten durch
den Miniſterialdirektor Badt, den Miniſterialdirektor Brechi
und Profeſſor Gieſe- Frankfurt a. M., die Zenkrumsfrakkion
des preußiſchen Landkägs durch Profeſſor Pekers-Köln und
die ſozialdemokratiſche Fraktion durch Profeſſor Heller-
Frankfurt a. M. Die Reichsregierung verkritt Miniſterial-
direktor Gottheiner vom Reichsinnenminiſterium in Berlin

In der bereits gemeldeten Beſetzung betrat der Staats
gerichtshof unter Führung des Vorſitzenden, des Reichsge-
richtspräſidenten Dr. Bumke kurz vor 11 Uhr den Sitzungs
ſaal. Der Klage des preußiſchen Staatsminiſteriums haben
ſich die Fraktionen des Zentrums und der SPD ange
ſchloſſen. Jn der Sitzung handelt es ſich, wie der Vorſitzende
mitteilte, ausſchließlich um den Erlaß einer einſtweiligen
Verfügung.

Reichsgerichtspräſidenk Bumke wies darauf hin, daß
die Verhandlungen über die Klage vorausſichtlich den ganzen
Sonnabend in Anſpruch nehmen würden, und daß die Ver-
kündung der Entſcheidung über den Ankrag auf Erlaß einer

-einſtweiligen Verfügung erſt für Monkag zu erwarken ſei
Dann erhielt der Berichterſtatter Reichsgerichtsra

Sſch m itz das Wort zur Darſtellung der Sachlage. Er machte
zunächſt Mitteilung von dem Jnhalt der Verordnung de
Reichspräſidenten vom 20. Juli und von dem Antrag de
preußiſchen Regierung „auf dem Wege der einſtweiliger

Verfügung anzuordnen, daß der auf Grund der Verordnung
vom 20. Juli eingeſetzte Reichskommiſſar für Preußen einſt
weilen jeder Dienſtausübung ſich zu enthalten habe“. Ueber
den Hauptantrag, daß nämlich, „die Einſetzung des Reichs
kommiſſars als mit den Beſtimmungen der Reichsverfaſſung
nicht in Einklang ſtehend zu bezeichnen ſei“, könne ſelbſtver-
ſtändlich heute nicht verhandelt werden. Trotzdem aber
müſſe der Hauptantrag in ſeinen weſentlichen Grundzüger
vorgetragen werden.

Der Skreit zwiſchen Preußen und dem Reich drehe ſich
darum, ob die Einſetzung eines Reichskommiſſars mit
dem Arkikel 48 der Reichsverfaſſung in Einklang ſtehe.

Der Staatsgerichtshof ſei an ſich für die Entſcheidung zu
ſtändig. Das preußiſche Staatsminiſterium mache geltend
daß auch ein im Rücktritt befindliches Staatsminiſterium
die Geſchäfte weiterzuführen habe, und daß zu dieſen Ge
ſchäften hier im beſonderen Falle die Vertretung Preußene
vor dem Staatsgerichtshof gehöre Damit ſei die

Frage der Akkivlegitimakion
der ehemaligen preußiſchen Regierung aufgerollt. Jn dew
Klageantrag werde dann, ſo fährt der Berichterſtatter fort
der Begriff der laufenden Geſchäfte dargelegt. Dieſer Teil
der Sachdarſtellung kommt zu dem Schluß, daß auch ein
zurücktretendes Staatsminiſterium alles das zu tun habe
was das Wohl des Staates erfordere.

Die Begründung des Klageankrages
macht dann die Einwände gegen das Vorgehen der Reichs
regierung im einzelnen geltend. Gegen die Gefährdung von
Sicherheit und Ordnung ſei, heißt es in der Begründung,
oon Preußen mit allen zur Verfügung ſtehenden Mitteln
eingeſchritten worden mit dem Erfolge, daß die Gefährdung
als vermindert zu erachten ſei Auch ein Reichskommiſſat
habe keine anderen Mittel zur Verfügung. Die Begründung
kritt weiter der in der Deutſchen Juriſtenzeitung“ vertreten
den Anſicht entgegen, eine länger andauernde Geſchäfts
führung ſtehe im Widerſpruch zu Artikel 17 Abſ. 1 der
Reichsverfaſſung. Dieſer Normativbeſtimmung ſei jedoch
durch Artikel 7 der preußiſchen Verfaſſung Rechnung ge
kragen. Abwegig ſei auch die Auffaſſung, daß die vom
früheren Landtag vorgenommene Aenderung der Geſchäfts
ordnung nicht mit der preußiſchen Verfaſſung im Einklang
ſtehe. Schließlich habe auch für die Finanzlage des Frei
ſtaates Preußen die Einſetzung des Reichskommiſſars keine
Bedeutung.

Dieſe Begründung zur Hauptſache wird für die Einſt
weilige Verfügung dahin ergänzt, daß die Regierungsakte
des Reichskommiſſars keinen Anſpruch hätten auf rechtliche
Beachtung, daß ſich aber aus widerſprechenden Anordnungen
don Reichskommiſſar und bisheriger Staatsregierung gefähr
liche Verwicklungen ergeben könnten. Preußen habe nach
alledem ein lebenswichtiges Jnterſſe daran, daß dieſem Zu
tand ſchleunigſt ein Ende bereitet werde. Eine ſchriftliche
Begründung des Standpunktes des Antraggegners iſt beim
Staatsgerichtshof nicht eingegangen

Reichsgerichtspräſident Bumke
teilt dann, wie ſchon gemeldet, mit, daß die Verkündung der
Entſcheidung erſt am Montag erfolgen könne. Er weiſt dannauf die beim legene eingegangenen Telegramme
der badiſchen und bayeriſchen Staatsregierung hin, die aller
dings nicht das Ziel hätten, der preußiſchen Klage beizu

treten, ſondern lediglich dem Wunſch nach einer einſtweiligen
Entſcheidung des Staatsgerichtshofes in der Frage der
Einſetzung eines Reichskommiſſars Ausdruck geben. Der
Reichsgerichtspräſident fuhr dann fort:

Nun beſteht für die Oeffentlichkeit und auch für die
heiden Streitteile ein ganz beſonderes großes Intereſſe da
ran, daß die Enkſcheidung ſobald wie irgend möglich getroffen
werden kann. Die Geſchäftsordnungsbeſtimmungen des
Staaksgerichtshofes können aber nicht nach jeder Richtung
übergangen werden, wenn man auch vielleicht auf gewiſſe
Friſten der Ladungen verzichken kann. Es iſt bei einer
ſo großen Sache unbedingt nokwendig, daß jedes einzelne
Mitglied des Skagksgerichtshofes über die Sachlage ganz
genau unkerrichket iſt.

Nun iſt in erſter Linie die Frage der Prozeßvoraus
ſetzung zu verhandeln, alſo der Parteifähigkeit, der Zuſtän
digkeit Uſw. Näherer Erörterungen bedarf dabei insbeſon-
dere die Frage der Sachbefugnis der anweſenden Vertreter

Miniſterialdirektor Dr. Goltkheiner als Verkreker der
Reichsregierung erklärt ſich mit der Annahme der Sachbe-
fugnis der Verkreker Preußzens einverſtanden.

Miniſterialdirektor Dr. Brecht erklärk:
Wir haben in erſter Linie ein Intereſſe daran, daß die

Sache heute entſchieden werden kann. Das Reich und Preu-
ßen vertreten hier eine Meinung: Sie ſorgen ſich um die
Geſchicke Deukſchlands, deshalb iſt es nokwendig, daß der
Schwebezuſtand zwiſchen den beiden größten Regierunger
Deutſchlands ſo ſchnell wie möglich beſeitigt wird.

Miniſterialdirektor Gottheiner bezeichnete es ebenfalls
als im Intereſſe ganz Deutſchlands liegend, daß in dieſer
Skreitfrage eine möglichſt ſchnelle Entſcheidung herbei

eeführt werden könne. eReichsgerichtspräſident Bum ke macht in dieſem Zu
ſammenhang noch einmal darauf aufmerkſam, daß es ſich
um eine weittragende Frage unſeres Staatslebens handele
um eine Rechtsfrage von ungeheurer Tragweite, bei der
zwar nichts verzögert, aber nichts übereilt werden dürfe

Ein Gutachten von Anſchütz
Miniſterialdirektor Dr. Badt verlas ein Gutachten, daß

der Heidelberger Profeſſor Anſchüntz ausgearbeitet hat
Nach ſeiner Auffaſſung ſteht der Einſetzung eines Reichs
kommiſſars nichts im Wege. Sie iſt eine an ſich zuläſſige
Maßnahme, die ſowohl auf Grund des Abſatz 1, wie auch
des Abſatz 2 des Artikels 48 der Reichsverfaſſung angewen-
det werden kann.

„Aber immer doch nur, wenn die im Arkikel 48 ange
gebenen Vorausſetzungen vorliegen. Sie aber ſind im

vorliegenden Falle nicht gegeben“.
Es könne ſich weder um die Nichterfüllung der Pflichten, die
dem Lande Preußen obliegen, handeln, noch darum, daß die
oorgekommenen Störungen der öffentlichen Ruhe und Ord
gung nur durch die angeordnete Einſetzung eines Reichs
kommiſſars und durch die Abſetzung der preußiſchen Mini
ſter und anderer höherer preußiſchen Beamten bekämpft
werden könnten. Es ſei alſo erſtens kein Grund zu der An
ordnung der Reichsexekütion vorhanden, zweitens auch nicht
zu den durch die Diktaturverordnung des Reichspräſidenten
bom 20. Juli angeordneten Eingriffen in das Selbſtbeſtim
mungsrecht des preußiſchen Staates. Der Reichskommiſſar
habe äußerſten Falles das Recht, den Mitgliedern der Re
gierung die Ausübung ihrer Amtsbefugniſſe zu unterſagen,
nicht aber habe er das Recht, Miniſter und andere Beamte
rechtswirkſam abzuſetzen und ihre Amtsnachfolger zu er
nennen. Dieſe Maßnahme litte an Ermeſſensfehlern, näm
lich an Ermeſſensüberſchreitungen und Ermeſſensmißbrauch.
Dieſe Mängel ließen die Maßnahme der Reichsregierung als
verfaſſungswidrig erſcheinen.

Neue Haftbefehle
Der Milikärbefehlshaber von Groß Berlin und Pro

Brandenburg hat am 22. Juli gegen die Reichsbannerfäühre
e a. D. Anker und Robert Breuer Schußzhafkbefehl er
aſſen.

Die beiden Genannten ſind, wie ſich aus einem Artikel
der „Berliner Börſen-Zeitung“ vom 21. Juli und einer Ver
iehmung des Berichterſtatters der genannten Zeitung er
geben hat, dringend verdächtig, in einer Verſammlung der
Eiſernen Front“ am 20. Juli die Reichsregierung und die
Träger der vollziehenden Gewalt beſchimpft und die „Eiſerne
Front“ zur Jllegalität aufgefordert zu haben. Dadurch
ne ſie die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit ge
ährdet.

Der Reichsbannerführer Robert Breuer iſt bereits in
Schutzhaft genommen worden. Der Reichsbannerführer
Maior g. D. Anker, gegen den ebenfalls Schutzhaftbefehl er
laſſen ift, konnte bisher noch nicht aufgefunden werden, da
er ſeit einigen Tagen verreiſt iſt. Man nimmt an, daß er
ſich in Darmſtadt aufhält.

Breuer iſt Schriftleiter des Heimatdienſtes, der bekannt-
ich von der Reichszentrale für Heimatdienſt herausgegeben
wird. Breuer unterſteht unmittelbar der Reichskanzlei. Für
den Erlaß des Haftbefehls dürfte u. a. die Rede maßgebend
geweſen ſein, die Breuer am Mittwoch abend auf einer
Kundgebung der „Eiſernen Front“ in Berlin gehalten hat,



und in der er der „Berliner Börſenzeitung“ zufolge u. a
folgendes erklärte:

„Wie verwirrtk man heuke mittag in den Kreiſen der
neuen Machthaber Preußens war, als unſer Genoſſe Seve-
ring ſich weigerke, ſein Amt dem neuen Reichskommiſſat
zu übergeben, das wiſſen wir ſehr guk; denn wir haben es
perſtanden, die Telephongeſpräche der Reichskanzlei zu
äberwachen.“

Jmmunität ſchützt Grzeſinſki
In der Frage, ob Grzeſinſki durch Jmmunität geſchützt

ſſt, hat die Staatsanwaltſchaft ſich nunmehr auf den Ständ-
punkt geſtellt, daß eine Jmmunität Grzeſinſkis tatſächlich
vorliegt, da die Feſtnahme lediglich erfolgte, um zu verhüten,
daß Grzeſinſki weitere Amtshandlungen vornehmen konnte
Es iſt deshalb notwendig, daß vor Einleitung des Ermitt-
ungsverfahrens erſt durch den preußiſchen Landtag die Jm-
nunität Grzeſinſkis aufgehoben wird.

Das Staatsminiſterium vereidigt
In einer Skaaksminiſterialſitzung ſind ſämkliche Skgats-

ekretäre offiziell mit der Wahrnehmung der Geſchäfte ihrer
Miniſterien beauftragt worden. Gleichzeitig iſt ihnen der
Miniſtereid abgenommen worden.

Die in der gleichen Sitzung beſchloſſenen Neubeſetzungen
n den preußiſchen Provinzen ſind, wie an zuſtändiger Stelle
rklärt wird, lediglich nach dem Geſichtspunkt der fachmän-
tiſchen Eignung vorgenommen worden. Neue Koſten ent
tehen nicht. Man hofft im Gegenteil, daß durch die nun in
Angriff zu nehmende Verwalkungsreform Erſparniſſe ge
nacht werden können.

Weitere Neubeſetzungen in Preußen
Das preußiſche Staatsminiſterium hat nachſtehende Neu

eſetzungen beſchloſſen:

Der bisher beurlaubt geweſene und nunmehr in den
äinſtrweiligen Ruheſtand verſetzte bisherige Polizeipräſidenl
»on Berlin, Grzeſinſki, wird endgültig durch den Eſſene
Polizeipräſidenken Melcher erſetzt
Die Oberpräſidien in Kiel und Kaſſel werden von den

zisherigen Vizepräſidenten kommiſſariſch verwaältet. Jn
Magdeburg iſt der Landrat Mengel vom Kreiſe Ober
arnim zum kommiſſariſchen Vizepräſidenten beim Ober-
präſidium ernannt worden. Mengel nimmt die Geſchäfte
)es in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzten Oberpräſidenten
Falck wahr. Jn Münſter in Weſtfalen übernimmt der
Oberpräſident Gronowſki gleichzeitig das freigewordene
Regierungspräſidium am gleichen Ort. Das Regierungs
präſidium in Merſeburg übernimmt Miniſterialrak So m
mer vom preußiſchen Handelsminiſterium kommiſſariſch.

Miniſterialdirektor Brecht
oom preußiſchen Staatsminiſterium iſt beurlaubt worden
Miniſterialdirektor Nobes iſt mit den Geſchäften des
Staatsſekretärs im preußiſchen Staatsminiſterium kommiſſa
riſch beauftragt worden.

t

Anpolitiſche Amzüge wieder geſtattet
Frankfurk, 23. Juli.

r

ndumzüge, rkung vom 22. Juli ab aufgehoben.

Kein Vorgehen gegen die Länder
Der Verlauf der Skutkgarter Länderkonferenz.

Skuktgart, 24. Juli.
Die Länderkonferenz der Miniſterpräſidenten in Stutt

gart befaßte ſich vorwiegend mit der Frage der Einſetzung
des Reichskommiſſars in Preußen.

In dem Bericht des Reichskanzlers ſei beſonders die
bündige und vorbehaltloſe Erklärung bemerkenswert ge-
weſen, daß gegen irgendein anderes Land ein derartiger
Schritt nicht geplant ſei. Die Vorausſetzungen dafür lägen
nirgends vor, weil in den anderen Ländern die Organe, die
für Ordnung und Sicherheit zu ſorgen hätken, in den beſter
Händen ſeien. Die Tatkſäche, daß die Länderregierungen in
Süddeutſchland nur geſchäftsführende Regierungen ſeien
biete keinen Grund zur Einſetzung eines Reichskommiſſars,

Die Verhandlungen, die ſich an den Bericht des Reichs
cangzlers anſchloſſen, ſeien in der Sache ſcharf geweſen, aber

in ruhigem Tone geführt worden. Vor allem hätten die
zrößeren Länder ſchwere Bedenken und Einwendungen vor
gebracht, die ſich in erſter Linie auf dem Gebiete der Reichs
politik bewegten. Auch die Vorgänge und Ergebniſſe in
Lauſanne ſeien in die Ausſprache mit einbezogen worden.

Rundfunkrede Or. Brachts
Die Aufgaben des kommiſſariſchen Skaatsminiſteriums.

Berlin, 23. Jbli.
Der kommiſſariſche Leiter des preußiſchen Jnnenmini-

ſteriums, Oberbürgermeiſter Dr. Vracht, ſprach im Rund
funk über die Reichsmaßnahmen in Preußen. Dr Brachtdankte
dem Militärbefehlshaber und den beteiligten Soldaten und
Beamten für die bewieſene Feſtigkeit und Zurückhaltung
und äußerte ſich danach über die Aufgabe des neuen Staats
miniſteriums wie folgt:

Das aus den kommiſſariſchen Leitern der einzelnen
Reſſortks beſtehende preußiſche Skagtsminiſterium hat das
freie und ſelbſtändige Land Preußen zu verwalten. Es
iſt deshalb nicht richtig, wenn behaupket wird, durch die
Verordnung des Reichspräſidenten ſei die Selbſtändigkeit
Preußens im Rahmen der Reichsverfaſſung verletzt. Die
ſtagksrechkliche Stellung Preußens iſt durch die Maßnahmen
unberührt geblieben.

Je mehr ſich der Kampf um die politiſche Führung in
Deutſchland zu grundſätzlichen Auseinanderſetzungen zu
ſpitzte, deſto mehr haben in den preußiſchen Staatsapparat
Tendenzen Eingang gefunden, die die Ausnutzung der
Staatshoheit zur Bekämpfung des parteipolitiſchen Gegners
zum Ziele hatten. Damit wurde die Staatsautorität an
ihrer einpfindlichſten Stelle, dem Vertrauen des Volkes auf
Gerechtigkeit, getroffen.

In den Teilen des Landes, in denen das Gefühl,
gerecht regiert zu werden, bei überwiegenden Teilen des
Volkes nicht mehr beſtand, mußte ſchleunigſt die Staats
autorität durch die Entfernung von Perfſönlichkeiten, die
ſich objektiver Entſchlüſſe nicht immer fähig gezeigt haben,
wiederhergeſtellt werden. Es geht nicht an, daß die fried
liebenden Teile der Bevölkerung auf die Dauer von Staate
wegen in der Ausübung ihrer politiſchen Rechte behinder
werden müſſen, weil der Staat n nicht dazu entſchließen
kann, gegen diejenigen, die kein Intereſſe am friedlicher
Verlauf der politiſchen Auseinanderſetzungen haben, mi
aller Schärfe einzuſchreiten.

Ich werde deshalb meine Maßnahmen, die auf dieſem
Gebiete zu treffen ſind, nicht auf Eingriffe beſchränken, di
erſt wirkſam werden, nachdem die Piſtolen losgegangen ſind
ſondern ich werde ſyſtematiſch dafür ſorgen, daß die Waffer
aus der Bevölkerung verſchwinden. Mit dieſer Abſicht ſtimm
auch mein feſter Entſchluß überein, alle Maßnahmen zu
einer geordneken Abwicklung des Wahlkampfes und der
Wahl ſelbſt zu kreffen.

UAeberwachungsausſchuß tagt nochmals
Bereitſchaft der Reichsregierung zur Teilnahme an den

Verhandlungen.

Berlin, 23. Juli.
Der Ueberwachungsausſchuß des alten Reichstages be

Abg. Hr. Hoegner

ſchloß in einer Sitzung, an der die Vertreter der National-
i ütſchnationalen, der Volkspartei und des

Stimme enkhielten ſich Aſgyaniſtan, Albanien, Oeſterreich,
Chinc, Bulgarien, Angarn, Italien und die Türkei.

Beim Aufruf Deutſchlands gab Botſchafter Nadolny eine
kurze Erklärung ab: „Die deutſche Abordnung ſtimmt gegen
die Entſchließung aus den entſcheidenden Gründen, die in der
Erklärung der Reichsregierung dargelegt worden ſind.

Die deukſche Abordnung ſtimmk aber keinesfalls gegen
den Grundſatz der entſcheidenden Herabſetzung aller Rüſtun
gen und keineswegs gegen die großen Richtlinien des Vor
ſchlages des Präſidenten Hoover. Die deutſche Regierung
nach wie vor entſchloſſen, die große Jdee der Abrüſtung mil
allen Kräfken zu verkreken.

Botſchafter Nadolny und die übrigen Mitglieder der
deutſchen Abordnung ſind bereits abgereiſt. Der Botſchafter
hatte noch auf einem großen Eſſen der franzöſiſchen Abord
nung eingehende Unterredungen mit Herriot geführt und
eine längere Unterhaltung mit Simon gehabt

Schlußerklärung der Reichsregierung
In der Nachmittagsſitzung des Hauptausſchuſſes der

Abrüſtungskonferenz ergriff als erſter der Vertreter Deutſch
lands, Botſchafter Nadolny, das Wort, um am Schluß ſei
ner Rede eine formulierte Erklärung der Reichsregierung
zu verleſen. Nadolny führte aus

Die deutſche Regierung iſt bereit, auch weiter an den
Arbeiten der Abrüſtungskonferenz teilzunehmen, um mit
aller Kraft dazu beizutragen, daß im Sinne des Artikels 8
der Völkerbundsſatzung ein wirklich entſcheidender Schritt
in der Richtung auf die allgemeine Abrüſtung getan wird.

Namens der deutſchen Regierung muß ich aber heuke
ausſprechen, daß ihre Mitarbeit nur möglich iſt, wenn die
weiteren Arbeiten der Konferenz guf der Grundlage der
zweifelsfreien Anerkennung der Gleichberechtigung der Na
tionen erfolgen.

Die Gleichberechtigung der Nationen iſt der entſcheidende
Grundſatz des Völkerbundes ebenſo wie der Staatengemein-
ſchaft überhaupt.

Mit dem Gefühl nationaler Ehre und inkernationgler
Gerechtigkeit wäre es nicht vereinbar, wenn die Konferenz
die Regeln und Grundſätze für die allgemeine Abrüſtung der
Staaten feſtlegen wollte, aber gleichzeitig Deutſchland oder
andere Staaten an dieſen allgemeinen Regeln und Grund
ſähzen nicht keilnehmen ließe, ſondern irgendeinen Skaat
einem diskriminierenden Ausngahmeregime unkerwerfen
würde. Das würde die verkraglichen Anſprüche verletzen,
die Deutſchland zuſtehen, und auf die es unker keinen Um
ſtänden verzichken kann. Die deukſche Regierung muſßz zu
ihrem kiefen Bedauern feſtſtellen, daß die vorliegende Enk
ſchließung dieſem Standpunkt keine Rechnung krägk.

Sie hat aus der Arbeit des verfloſſenen erſten Abſchnit
es der Konferenz, beſonders aus den Beſprechungen der letz
ten Tage, vielmehr entnehmen müſſen, daß dieſe notwendige
Vorausſetzung noch nicht von allen Regierungen verſtanden
und anerkannt wird. Die deutſche Regierung hält es nicht
für möglich, daß bei dieſer Unklarheit über eine Grundfrage
des ganzen Abrüſtungsproblems erſprießliche Arbeit geleiſtet
werden kann.

Sie muß deshalb darauf beſtehen, daß dieſe Zweifel da
durch beſeitigt werden, daß die Gleichheit aller Staaten hin
ſichtlich der nationalen Sicherheit und hinſichklich der Anwen

n. dung äller Beſtimmungen der Uebereinkunft ohne weiteren

g n ſo rnD ellvertretenden Vorſitzenden und
Dr. Pfleger zum Schriftführer.

Auf einen Ankrag auf Herbeirufung des Kanzlers lief
Stautsſekrekär Dr. Plank dem Ausſchuß einen Brief zugehen,
nachdem die Mitglieder der Reichsregierung bereit ſind, an
den Verhandlungen keilzunehmen.

Präſident Löbe ſchloß daraus, daß die Reichsregierung
die Rechtmäßigkeit der Einberufung nicht anzweifele und
forderte die Parteien auf, ihre Anträge zu formulieren, die
n einer neuen Sitzung am Montag verhandelt werden ſollen.

Die Vertagungsentſchließung
Gegen Deukſchland und Sowjetrußland angenommen.

Genf, 24. Juli.
Die große Verkagungsentſchließung der Abrüſtungs-

konferenz iſt vom Hauptausſchuß mit 41 Ja Stimmen gegen
zwei Nein Stimmen bei acht Stimmenthalktungen angenom-
men worden. 14 Skaken nahmen an der Sitzung nicht teil.
Die Abſtimmung erfolgte namenklich. Gegen die Eniſchlie-

S e
und Sowiekrußland. e

vBerzug zur Anerkennung gelangt.
Soweit die einzelnen Fragen, die ſich aus der Anwen

dung des Grundſatzes der Gleichberechtigung ergeben, der
Klärung bedürfen, iſt die deutſche Regierung zu ſofortigen
Verhandlungen hierüber mit den beteiligten Staaten bereit.

Die deukſche Regierung muß aber ſchon heute darauf hin
weiſen, daß ſie ihre weitere Mikarbeit nicht in Ausſicht ſtellen
kaänn, wenn eine befriedigende Klärung dieſes für Deutſch
land entſcheidenden Punkkes bis zum Wiederbeginn der Ar
beiken der Konferenz nicht erreicht werden ſollke.

Soweit die Erklärung, zu der mich meine Regierung
beauftragt hat. Jch gebe der Hoffnung Ausdruck, daß die
Vorausſetzung, von der Deutſchland ſeine weitere Haltung
abhängig machen muß, bald erfüllt ſein wird, und daß wir
gemeinſam mit Jhnen in die zweite Phaſe der Konferenz
werden eintreten können, von der ich hoffe, daß ſie ergebnis
reicher ſein wird als die erſte, und daß ſie uns ans Ziel
dringen wird.

Alle Zeitungen u. Zeitſchriften
liefert frei Haus Richard Arnold, Buchhandlung
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(63. Fortſetzung

Chriſta gab ſich zu erkennen.
„Ja aber erlauben Sie es iſt aber doch nicht mög

„Gnädiges Fräulein ich bin ſelbſt tief erſchüttert.
Mein Bruder hat an Sie einen Brief hinterlaſſen. Jch
P empfehlen, daß Sie ihn perſönlich bei mir abholen

Dann kann ich Jhnen auch alles nähere ſagen.“
„Jch komme ſofort,“ entgegnete Chriſta und hängte ein.
Nach drei Viertelſtunden hatte ſte die Wohnung des

Notars im 18. Stockwerk eines 22ſtöckigen Hauſes erreicht.
Notar, der mit ſeinem Bruder eine frappante Aehn

chkeit hatte, kam ihr ſofort entgegen.
Er mochte um gute zehn Jahre älter ſein als Graf

Ehriſtophe, ſein Haar war bereits gebleicht. Ein bitterer,
ſhmerzvoller Zug um den Mund verriet Chriſta ſofort,
was er durchgemacht hatte. Nun erfuhr ſie Genaueres.

Graf Chriſtophe war in einem Hotel abgeſtiegen und
Wends plötzlich bei ſeinem Bruder erſchienen. Sein völlig
eerſtörtes Weſen war ſofort aufgefallen.

Mit einer faſt übertriebenen Rührſeligkeit war er dem
Kotar in die Arme gefallen. Bei jeder Bewegung merkte
nan ihm die tiefe Erſchütterung ſeines Weſens an
ber es war nicht herauszubringen, worin ſie begründet
g. Er erzählte von ſeinem Leben und ſeinen Gütern in
Frankreich, ſprach aber in keiner Weiſe von Dingen, die

uf ſeine verworrene Stimmung ein Rückſchluß geſtattet

Etwas beſorgt hatte man ſich ſpät abends von ihm ge
wennmt

Am frühen Morgen war die Nachricht gekommen, man
ihn in ſeinem Hotelzimmer tot aufgefunden. An
nd liege Herzſchlag vor.

„Der Axzt ſtellte ſpäter eine Vergiftung feſt,“ erzählte

(Nachdruck verboten.)

der Notac weiter, „aus einem Brief an mich, den man
unter anderen vorfand, gewann ich denn Klarheit mein
Bruder hat ſich ſelber das Leben genommen. Jn einem
Schreiben teilte er mir Jhren Namen mit. Jch ſolle Sie
unter allen Umſtänden ſuchen und Jhnen einen Brief an
Sie perſönlich aushändigen. Hier iſt er!“

Er überreichte ihn Chriſta, die ihn mit zitternden Hän
den entgegennahm.

„Jch vergaß vorhin zu bemerken,“ nahin der Notar wie
der das Wort, „daß er mir, bevor er ging, noch ein großes
Kuvert in die Hand drückte es ſeien Akten, die ich mir
doch bald einmal durchſehen möchte. Jch ahnte nichts. Jn

Gemäldeſammlung verſchrieben.“

griffen von dem, was ſie ſoeben gehört hatte, ſaß ſie in
ihrem Seſſel vorgebeugt und ſtarrte den Sprecher an. Es
dauerte eine Weile, bis ſie die richtigen Worte fand. Mit
ſchwankender Stimme ſprach ſie dem Notar ihr Beileid aus.

blaßte.

„Mein liebes Fräulein Colin!
Ein Toter ſpricht zu Jhnen. Grämen Sie ſich nicht um

ihn es kommt doch alles, wie es kommen muß. Dieſer
letzte Schritt war von mir wohl überlegt. Meine Ver
hältniſſe ſind geordnet, mein Teſtament befindet ſich in
den Händen meines Bruders. Darin habe ich Jhnen meine
Gemäldeſammlung vermacht. Jch kann mich noch ſehr wohl
entſinnen, wie ſte damals vor einigen Bildern begeiſtert
waren. Es ſind gute und wertvolle Stücke darunter. Freuen
Sie ſich daran.

Lange bin ich mit mir zu Rate gegangen, ob ich Jhnen
nicht mein ganzes Vermögen hinterlaſſen ſollte. Aus ver
ſchiedenen Gründen habe ich es nicht getan. Erſtens ver
dienen Sie ſelbſt genug, um anſtändig leben zu können;
und Selbſterworbenes gibt mehr Rückhalt als alles Er
erbte. Zweitens wird ohnedies mein Vermögen zu Jhrem
Nutzen verwandt werden, ſofern mein letzter Wunſch in

Wirklichkeit war es ſein Teſtament. Er hat Jhnen ſeine

Chriſtas Antlitz hatte jede Farbe verloren. Tief er

Dann riß ſie das Schreiben des Grafen auf. Las. Er

Erfüllung geht. Und der iſt: daß Sie mit Herrn Dokto:
Honsbruck recht glücklich werden.

Jch gebe zu, ihn auf dem Dampfer eine Zeitlang au
ganz natürlicher Eiferſucht gehaßt zu haben.

Andererſeits ſagte ich mir wieder, daß dies von m
ſehr kleinlich ſei. Es gelang mir allmählich, dieſes uned
len Gefühls Herr zu werden und ſogar an dem Schickſa
des Doktors aufrichtigen Anteil zu nehmen.

Er iſt ein Ehrenmann, wie man ſelten einen zu finden
das Glück hat. Er ſchämt ſich, von Jhrer Gnade leben z
müſſen, und ſeit es ihm klar iſt, daß Sie Jhr Herz an ih
hängten, will er Sie meiden.

„Soll ſie ſich durch mich ihre Laufbahn, ihr Anſehen, ih
Leben verpfuſchen —-2* ſo hat er einmal wörtlich z
mir geſagt.

Vielleicht hat er ſich zu dem Zeitpunkt, da Sie dieſe
Brief leſen, ſchon von Jhnen getrennt.

Aber beruhigen Sie ſich er wird wiederkommen. Dam
iſt er kein Bettler mehr.

Zum Schluß möchte ich Jhnen noch etwas verraten, wa
ich Jhnen eigentlich nicht ſagen ſollte. Aber Sie müſſe
es wiſſen Sie ſollen darüber aufgeklärt werden, da
Sie eigentlich ihm, Herrn Doktor Honsbruck, die Möglich
keit Jhrer Ausbildung und damit alles, was Sie heute ſind
verdanken. Hinter Löwenberg, der Jhnen damals das Geli
gab, ſtand er. Sie haben von der Filmſchule, bei der man
Sie ausbildete, zweihundert Mark Taſchengeld erhalten
und weitere zweihundert Mark extra, die er Jhnen aus
zahlen ließ.

Jetzt erſt werden Sie dieſen Mann im rechten Licht
ſehen. Er war ſtets auf der Jagd nach Menſchen dabe
iſt er ſelber einer der anſtändigſten.

Das war es, was ein Toter Jhnen noch zu ſagen hat.
Leben Sie wohl für immer. Meine unverbrüchliche Lieb

zu Jhnen nehme ich mit ins Grab.
Jhr Chriſtophe de Jeune.“

Chriſta ließ den Brief aus ihrer Hand gleiten Sie wa
ganz benommen, ſtarrte regungslos vor ſich hin grü

belte. (Fortſetzung folgt.



Die Kriegsopfer proteſtieren
Beſeitigung der Härten geforderk.

Bremen, 24. Juli.
Die beiden Kriegsopferverbände „Reichsverband“ und

„Zentralverband Deutſcher Kriegsbeſchädigter und Krieger
hinterbliebenen“ veranſtalteten als Auftakt zu der Bremer

Kriegsopfertagung eine öffentliche Proteſtkundgebung, in der
einſtimmig eine Entſchließung angenommen wurde, in der
es u. a. heißt:

„Die zahlreich verſammelten Kriegsbeſchädigten und
Kriegerhinterbliebenen der in Verſchmelzungsverhändlungen
ſtehenden Verbände: Reichsverband Deutſcher Kriegsbeſchä
digter und Kriegerhinterbliebener und Zentralverband deut
ſcher Kriegsbeſchädigter und Kriegerhinterbliebener erheben
ſchärfſten Einſpruch gegen das den Kriegsopfern durch zahl
reiche Notverordnungen und Sparerlaſſe der Reichsregierung
zugefügte Unrecht. Schwer enttäuſcht ſind ſie insbeſondere
darüber, daß entgegen der Auffaſſung des Herrn Reichs
präſidenten, keine weiteren Rentenkürzungen bei den Kriegs
beſchädigten und Kriegerhinterbliebenen zuzulaſſen, doch
wiederum ſchwerſte Eingriffe in das Verſorgungsrecht durch
die Notverordnung vom 14. Juli 1932 erfolgt ſind

Gerüchte über einen Anſchlag auf Hitler
Gleiwitz, 24. Juli.

Das Polizeipräſidium teilt mit: „Von nationalſozialiſti
ſcher Seite würde der Polizei angezeigt, daß ein Anſchlag
auf Hitler geplant ſei. Es wurden deshalb fünf Perſonen,
die mit den angeblichen Plänen in Zuſammenhang gebracht
wurden, in polizeiliche Verwahrung genommen. Die Durch
ſuchung ihrer Wohnungen, die bis zum Abend anhaltenden
Vernehmungen und Erhebungen ergaben für einen Anſchlag
kein belaſtendes Material. Die reſtloſe Nachprüfung der
Angelegenheit war am Freitag nicht mehr durchführbar, weil
die zur Gegenüberſtellung nokwendigen Zeugen nicht zu er
reichen waren. Die Polizei prüft zur Zeit noch, ob und in
wieweit die Anzeige begründet war. Die feſtgeſetzten Per
ſonen wurden nach der Abfahrt Hitlers aus Gleiwitz ſofort
auf freien Fuß geſetzt.

160 Millionen für Arbeitsdienſt
Aus dem Arbeiksbeſchaffungsprogramm der Reichsregierung

Berlin, 24. Juli
Die nach der Notverordnung vom 14. Juni 1932 aus

zuführenden öffentlichen Arbeiten kommen jetzt, ſoweit ſie
auf dem Gebiete des Verkehrsweſens und der Waſſerwirt-
ſchaft liegen nach einer Mitteilung des Reichsarbeitsmini-
ſteriums in Gang. Sie ſollen in der Hauptſache mit Hilfe
der Deutſchen Geſellſchaft für öffentliche Arbeiten A.G
(Heffa) finanziert werden.

Der von der Oeffa zu beſchaffende Betrag wird ſich auſ
insgeſammt 110 Millionen Mark belaufen, für den das Reich
entſprechend der Notverordnung vom 6. Juni 1931 die Ga
rankie übhernimmk. 50 Millionen von dieſem Belrag ſoller
für den Bau von Wäaſſerſtraßen, 69 Millionen für den Bau
von Landſtraßen Verwendung finden. Hierzu kommen noch
15 v. H. des Geſamkbekrages, die von der Reichsanſtalt zu
Verfügung geſtellt werden, ſowie ein noch nicht feſtſtehende
Bekrag, der von Seiten von UAnkernehmerfirmen in Geſtal
oon Kreditgewährung zugeſteuert werden ſoll. Jnsgeſami
werden ekwa 160 Miillonen für dieſe Zwecke aufgewan
werden.

Die Arbeiten ſelbſt ſollen in der Hauptſache als Not
ſtandsarbeiten, in geeigneten Fällen auch durch den Frei
willigen Arbeitsdienſt durchgeführt werden. Sie ſind ſämtlich
an Unternehmer zu vergeben. Bei größeren Arbeiten ſoll
darauf Bedacht genommen werden, daß durch hinreichende
Unterteilung der Loſe eine möglichſt große Zahl von Un
ternehmern berückſichtigt wird.

Arbeisloſengelder für Wohnbauten
Es iſt ein geſunder Gedanke, daß die Arbeitloſenver-

e en gemeinnützige Arbeiten dadurch fördert, daß ſie
ür dieſe Arbeiten in Höhe der erſparten Arbeitsloſenunter-

ſtützung Geldmittel als verlorene Zuſchüſſe oder als Dar
lehen zur Verfügung ſtellt. Die Lage der Wirtſchaft und
des Staates drängt danach, notwendige Arbeiten ausführen
zu laſſen, für die die Arbeitskräfte und das Arbeitsmateria
im Lande vorhanden ſind. Auch die Mehrheit der Arbeits
loſen hat den Wunſch, ſtatt Unterſtützung zu beziehen, Arbeil
zu leiſten. Bisher wird die Hergabe von Mitteln der Ar
beitsloſenverſicherung im allgemeinen nur für Erdarbeiten,
Meliorationen, ländliche Siedlungen, Straßenbau uſw. be
willigt. Das mag überall dort berechtigt ſein, wo die Mög
lichkeit für die Durchführung derartiger Arbeiten gegeben
iſt. Wo aber derartige Vorausſetzungen nicht vorliegen, kön-
nen wohl dieſe Gelder zur Finanzierung von Kleinſtwoh
nungen benutzt werden. Bürgermeiſter a. D. Dr. Maretzky
weiſt im „Berliner Lokalanzeiger“ auf dieſe Möglichkeiten
hin. Die Reſtfinanzierung bei. ſolchen Wohnbauten, ſo be
merkt er, leidet oft Not, weil die urſprünglich zugeſagten
Hauszinsſteuermittel nicht mehr zur Verfügung ſtehen. Bei
Hergabe dieſes Betrages aus der Arbeitsloſenverſicherung
könnten unmittelbar am Bau ſelbſt Arbeiter längere Zeit
weiterbeſchäftigt werden, wodürch ein erheblich größerer
Betrag an Arbeitsloſenunterſtützung geſpart werden könnte,
als der für die Finanzierung notwendige Reſtbetrag aus
macht. Es dürfte darüber hinaus zu empfehlen ſein, dieſen
Gedanken allgemein auf produktive Bauten, die etwa zu 80
bis 90 Prozent finanziert ſind und bei denen lediglich die
Reſtſumme fehlt, auszudehnen.

Finanzminiſter a. D. von Gchlieben
Halle (Saale), 23. Juli.

Der ehemalige Reichsfinanzminiſter von Schlieben iſt
in der Chirurgiſchen Klinik in Halle, wo er ſich einer Blaſen
operation unkerzogen hatke, an den Folgen einer Embolie
geſtorben

Arteil gegen die Luther Attentäter
Zehn bzw. neun Monake Gefängnis

Berlin, 23. Juli.
Das Schöffengericht Berlin- Mitte verurkeilte die beiden

Lukher-Akkenkäker wegen gemeinſchaftlicher
Körperverletzung in Takeinheit des Vergehens gegen die
Nokverordnung des Reichspräſidenken zur Bekämpfung po
likiſcher Ausſchreitungen vom 28. März 1931 und wegen
Vergehens gegen das Schußwaffengeſetz den früheren Rechts
anwalt Dr. Max Rooſen zu zehn Monaken Gefängnis und
den Volkswirt Werner Kerkſcher zu neun Mongken und
zwei Wochen Gefängnis

gefährlicher

Aus der Heimat und dem Reiche.
Kemberg, den 25. Juli 1932

Wiſſen Sie ſchon das Neueſte
Jn dieſen Tagen, da es an jedem Tage hundert Neuig

keiten gibt, iſt das Bedürfnis unſerer lieben Zeitgenoſſen
zu reden und ſenſationelle Mitteilungen zu machen, doppel
ſtark. Man braucht nur über die Straße zu gehen, von der
einen Seite zur anderen, ſchon kommt irgendein Bekannter
und beſtürmt uns mit der Frage: „Wiſſen Sie ſchon das
Neueſte?“ Dieſe Frage iſt eigentlich mehr eine Redewen-
dung, mit der der andere ſeinen neueſten Bericht, ſeine
wichtige Mitteilung einleiten will. Ehe wir ihm klarmachen
können, daß wir viel Neues wiſſen oder daß wir der Neuig-
keiten zunächſt einmal müde geworden ſind, legt er los. Die
unwahrſcheinlichſten Geſchichten erzählt er uns, „aus gan?
authentiſcher Quelle“ habe er gehört, ganz vertraulich habe
er erfahren uſw. Das Gerücht kurſiert wieder, Phantaſien
und Hirngeſpinſte werden zu Tatſachen; Dinge, hinter denen
ſich nur allzu deutlich eine Tendenz, vielleicht auch eine böſe
Abſicht verbirgt, werden als Wahrheit aufgemacht. Und
ſo kommt es denn wohl auch daß das ganze Volk unabläſſie
in einem Zuſtand atemloſer Spannung bleibt, daß die Er
regung des einzelnen bis zur Siedehitze geſteigert wird
Jeder einzelne nimmt ja an den Vorfällen in unſerem Vater
lande größten Anteil, ſei es, weil er ſeine eigenen Intereſſen
dadurch bedroht ſieht, ſei es weil er ihnen unheilvolle Fol
gen prophezeit, oder ſei es, weil er glaubt, es könnten ſich
Ereigniſſe voraufgegangener Jahre in vergrößertem Maß
ſtabe wiederholen. Die alte ſchöne Deviſe „Ruhe iſt die erſte
Bürgerpflicht!“ wird nicht mehr beherzigt. Der Kampf
gegen das Geſpenſt der Lüge und des Gerüchts mag nur
noch dann glücken, wenn die beſonnenen und wahrheits-
liebenden Elemente im Volke von jenen abrücken, die mit
Erzählungen und „Neuigkeiten“ Chaos und Aufregung ſtif
ken wollen. Gewiß, jeder einzelne von uns iſt darauf er
picht, ſtets auf dem Laufenden zu ſein, ſtets das Neueſte
zu erfahren; aber er muß ſich darüber klar ſein, daß nicht
jeder Senſationskurier ein Apoſtel der Wahrheit iſt.

Vorſicht bei Erteilung von Baugufkrägen! Es meh
ren ſich die Fälle, in denen Auftraggeber von Bau und
Repäraturaufträgen von den Baugewerksberufsgenoſſen
ſchaften nachträglich zu erheblichen Beiträgen dann heran
gezogen werden müſſen, weil ſie ſolche Handwerker beſchäf
kigten, die nicht bei der Berufsgenoſſenſchaft verſichert ſind
Die Verpflichtung zur Zahlung nachträglicher Prämien iſt
durch die Reichsverſicherungsordnung ausdrücklich feſtgelegt
Im eigenſten Intereſſe ſollte jedermann nur dann Bau und
Reparaturaufträge erteilen, wenn er ſich durch Einſicht
nahme in den Mitgliedsſchein der Baugewerksberufsgenoſ-
ſenſchaft einwandfrei überzeugt hat, daß der Auftragnehmer
als ſelbſtändiger Unternehmer verſichert iſt

Erſte Hilfe bei Jnſektenſtichen. Der Sommer mit
ſeinen Stechmücken und Fliegen aller Art, mit Horniſſen
und Weſpen, Hummeln und Bienen iſt die Zeit der gefähr
lichen Inſektenſtiche. Der ſchwüle, heiße Sommertag er
höht zudem zumeiſt die ſchmerzhafte Wirkung des Stiches

führen. Wird man von einem o
hmen inſchlag mit rech em, reinem Waſ

Spiritus. Sehr zu empfehlen iſt auch das Abtupfen des
Stiches mit Salmiakgeiſt. Der in die Stichwunde ein
dringende Salmiak tötet das Gift ab und lindert den Schmerz
Wenn alles fehlt, ſo leiſtet das Auflegen feuchter Lehm
klümpchen, ein ſeit altersher angewandtes Bauernmittel,
erſte Hilfe. Wird man von einem beſonders gefährlichen
Jnſekt, z. B. von einer Horniſſe, geſtochen und iſt Blut
vergiftung zu befürchten, ſo ſind zerquetſchte Spitzwegerich-
blätter ein vorzügliches Hausmittel. Dabei werden die
Blätter des an Wieſenrändern und an Straßengräben häu
figen Spitzwegerichs in reinen Waſſer gereinigt, durch
Schwenken in freier Luft etwas abgetrocknet, dann zer
quetſcht und auf die Wunde gelegt.

Am geſtrigen Sonntag hielt die hieſige Schützengilde
ihr letztes diesjähriges Schießen ab. Sonntagskönig wurde
mit 59 Ringen Kam. Ernſt Pohle. Gleichzeitig gab er
auch auf die von Kam Ewald Krautwurſt geſtiftete Ehren
ſcheibe den beſten Schuß ab.

Vor der Handwerkskammer in Frankfurt a. O. be
ſtand der Sohn Richard des verſtorbenen Mühlenbeſitzers
Ferdinand Heylmann aus Gaditz die Meiſterprüfung im
Müllereigewerbe. Auch an dieſer Stelle dem jungen Meiſter
die beſten Wünſche für ſein ferneres Fortkommen.

Motorradunfall. Heute morgen gegen 8,45 Uhr
exeignete ſich auf der Flutbrücke ein Motorradunfall. Die
Brüder Schulze aus Kemberg führen mit ihren Motorrädern
nach Pratau zu. Von dorther kam ein Leipziger Kraft
wagen. Das Bierauto Hornickel aus Rackith, von Witten
berg kommend, wollte die beiden Motorradfahrer überholen,
während der eine der beiden Brüder den andern überholen
wollte. Dabei fuhr er direkt in das Bierauto hinein Er erlitt
Schädelverletzungen und einen Bruch des linken Armes.
Der Bierwagen nahm den Verletzten mit nach Kemberg.

Güntersberge. (Achtzig Pfennig der Zentner Heu)
Die Heuernte iſt auch hier wie im ganzen Oſtharze infolge
des guten Wetters beendet Der Ertrag der Wieſen iſt im
Durchſchnitt als gut zu bezeichnen beſonders auf den Berg
wieſen iſt recht viel Futter geerntet worden: aber in den
Talwieſen iſt das Gras zum Teil erfroren. Ein bitterer
Wormutstropfen für die hieſigen Landwirte fällt in dieſe
gute Heuernte nämlich daß die Heupreiſe ſo niedrig
ſind (80 Pfg. der Zentner,) daß es ſich nicht lohnt, daß
Heu an Stadtabnehmer zu verkaufen. Der Erlös aus der
Hegernte war vor dem Kriege eine Einnahme, auf die die
Harzbauern immerhin mit Sicherheit rechnen konnten.

Bornſtedt (Kr. Sangerhauſen), 21. Juli. Ein ſchlechtes
Geſchäft. Schwer über das Ohr gehauen wurden hier
einige Leüte, die von Berliner Juden, die im Auto vor
führen, Stoffe bezogen Die Preiſe waren zwar billig,
aber nach fachmänniſchem Urteil ſind die Betreffenden
trotzdem hereingefallen, weil ſie mehr als das Doppelte
des Werkes bezahlten.

Breitenhagen. (Ueble Entdeckung) Bei einem ihrer
letzten Fänge machten die hieſigen Fiſcher eine unerfreuliche
Entdeckung. Sie fanden in den ausgelegten Garnſäcken

eine ſehr große Anzahl von Wollhandkrabben. Jeder Garn
ſack barg durchſchnittlich 50 bis 60 dieſer Tiere Jn einigen
wimmelte es ſogar von 100 Stück. Bei der Unterſuchung
der gleichfalls gefangenen Fiſche konnte einwandfrei zum
erſtenmal feſtgeſtellt werden, daß die Taſchenkrebſe auch
an kebendige Fiſche gehen. Ihnen waren die Augen aus
gefreſſen worden, und außerdein waren ihre Körper gräß
lich verſtümmelt. Auch an den Näachtſchnüren beobachteten
die Fiſcher angefreſſene Aale. Zum Teil fanden ſich nur
noch Fiſchgerippe vor.

Perſonalveränderungen in der Provinz Sachſen.
Berlin. Bei den in der Staatsminiſterialſitzung vom

Freitag beſchloſſenen Perſonalveränderungen ſind für die
Provinz Sachſen hervorzuheben:

Beim Oberpräſidtum Magdeburg wird der Land
rat Mengel in OberBarnim mit der vertretungsweiſen
Wahrnehmung der Geſchäfte des Vizepräſidenten beauf
tragt. Beauftragt wird zur vertretungsweiſen Verwal
tung der Vegierungspräſidentenſtelle in Merſeburg
der WMiniſteriglrat Dr. Sommer im Winiſterium für
Handel und Gewerbe e mit der kommiſſariſchen
Verwaltung der Stelle des Polizeipräſidenten in Er
furt Oberregierungsrat Kretzmar, Bochum. Der Erfurter
Polizeipräſident Dr. Wiesmann übernimmt die kom
miſſariſche Leitung des Polizeipräſidiums in Eſſen.

Der Oberpräſident der Provinz Sachſen, Dr. Falck,
und die Regierungspräſidenten in Magdeburg und Mer
ſeburg, Weber und von Harnack, ſind auf Grund
des S 3 der Verordnung über die einſtweilige Verſetzung
der unmittelbaren Staatsbeamten in den Ruheſtand vom
26. Februar 1919 unter Gewährung des geſetzlichen War
tegelds ſofort in den einſtweiligen RVuheſtand verſetzt
worden.

Der Oberpräſident verabſchiedet ſich.
Der in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzte Ober

präſident der Provinz Sachſen, Dr. Falck, übergab
geſtern die Geſchäfte des Oberpräſidiums ſeinem geſetz
lichen Stellvertreter, Oberregierungsrat Janſen, und ver
abſchiedete ſich dann von den Beamten und Angeſtellten
des Oberpräſidiums, des Provinzialſchulkollegiums und
der ElbſtromBauverwaltung. Dr. Falck richtete an ſie
den dringenden Appell, weiter treu ihre Arbeit zu leiſten,
damit Volk und Vaterland wieder zur Blüte gelangten.

„Veber den Parteien
Groitzſch (Hr. Delitzſch). Mit den Stimmen der So

zialdemokraken war der Bürgermeiſter Hunger in Netzſch-
kau zum Bürgermeiſter von Groitzſch gewählt wor-
den. Hunger iſt inzwiſchen aus der Sozialdemokratiſchen
Partei ausgetreten und hat erklärt, daß er die Wahl
nicht annehmen könne. Er betrachte ſich als über den
Parteien ſtehend und ſtelle den ihm zugedachten Poſten der
Partei zur Verfügung, die ihn gewählt habe.

Betrügeriſche Verloſung.
Bitterfeld. Eine Bitterfelder Vadiofirma veranſtaltet

n

ch Stre zeige erſtattet
mit doppelten Eintrittskarten gearbeitet. B
ſprecher rief der das Los Ziehende einfach die Nummer
eines Bekannten auf, die ihm bekannt war. Das Urteil
l(autete auf zwei Monate Gefängnis und 25 Mark Geld
ſtrafe.

Obermaſchwitz (Saalkreis). In Obermaſchwitz hängte
ſich ein ſiebenjähriger Knabe an einen in mäßiger Fahrt
befindlichen Poſtomnibus. Beim Loslaſſen blieb er
mit dem Pullover an einem Haken hängen und wurde
mitgeſchleift. Er erlitt ſchwere Fleiſchwunden ſtellen
weiſe war ihm das Fleiſch bis auf die Knochen herunter-
geriſſen und wurde in hoffnungsloſem Zuſtande ins
Hrankenhaus gebracht. e e

Falſchmünzer. eZeitz. Nach tagelangen Beobachtungen wurde der
mehrfach vorbeſtrafte Techniker Waldemar Engel, der in
einer Werkſtatt falſche Fünfmarkſtücke herſtellte, auf friſcher
Tat ertappt und feſtgenommen. Ein Kriminalbeamter, der
ſich mit Hilfe einer dritten Perſon unter einem in ſelben
Raum ſtehenden Bett verſteckte, überwachte den ganzen
Herſtellungsgang des Falſchgeldes. Die Verhaftung er
folgte, ehe Falſchſtücke verausgabt werden konnten. Die

Beweismittel wurden beſchlagnahmt. Der Falſchmünzer
wurde dem Amtsgericht zugeführt.

Die Amtsenthebungen in Anhalt
Deſſau. Das äanhaltiſche Staatsminiſterium beſchloß
die Hreisdirektoren Günther, Bernburg, und Dr.
Heinze, Deſſau, (Staatspartei) mit Wirkung vom
31 Juli in den einſtweiligen Ruheſtand zu verſetzen. Fer
ner wird am 1. Auguſt d. J8. der Leiter der Deutſchen
Oberſchule in Köthen, Studiendirektor Lohmann, in

den Ruheſtand verſetzt. Lohmann war im alten Landtag
Abgeordneter der Staatspartei.

Weiter beſchloß das Miniſterium, mit Wirkung vom
k. Auguſt die bisher den Beamten des früheren Staats
miniſteriums gewährten Miniſterialzula gen weg
fallen zu laſſen.

Die anhaltiſche SalzAffäre.
Deſſau. Dem Anhaltiſchen Landtag iſt ein Antrag

zugegangen, der die Einſetzung eines Anterſuchungs-
ausſchuſſes für die Angelegenheit Anhaltiſche Salzwerke
fordert. Der Ausſchuß ſoll genau nachprüfen, wie der
Uebergang der Salzwerke an die Preußag vor ſich ge
gangen iſt.

Gelegenheit macht Diebe!
Holzweißig b. Bitterfeld.

kurze Zeit vor dem Einfahrtsſignal halten mußte, nutz-
ten Diebe dieſe wenigen Minuten aus, erſtiegen den
Bahndamm und öffneten einen Waggon. Die Diebe
wurden von Bahnpolizeibeamten beſchoſſen, ergriffen die
Flucht und entkamen mit ihren Fahrrädern. Die ſofort
aufgenommene Verfolgung durch Polizeibeamte wurde
durch den Regen zunichte gemacht.

Bitterfeld Selbſtmord durch Einatmen von
Leuchtgas verübte hier eine 69jährige Ehefrau in ihrer
Wohnung. Der Grund iſt in einer Nervenkrankheit zu
ſuchen.

Als nachts ein GHüterzug



Belsdorf (Hr. Gardelegen). Das Töchterchen des
Schafmeiſters Vogd hatte ſich unbeobachtet aus der Woh
nung der Eltern entfernt. Als es am Abend nicht zu
rückkehrte, ſuchte man nach ihm und fand es in der
Pferdeſchwemme ertrunken auf. Niemand hatte den Un
glücksfall beobachtet.

Sachſenburg (Kr. Eckartsberga). Der 3ujährige Karl
Beck aus Oldisleben ſtürzte im Walde der Förſterei Sach
ſenburg beim Abſägen eines trockenen Aſt e s von einer
Eiche. Der Aſt brach dicht am Stamm ab. BVeck ſtürzte
etwa ſechs Meter in die Tiefe und brach dabei das
Genick.

Sangerhäuſen. Jn der Nacht zum Sonnabend wurde
ein in der Göpſtraße ausgehängter Leſekaſten des
„Volksdienſt“ von bisher noch unbekannten Tätern in
Brand geſetzt. Die ausgehängten Mitteilungen wurden
ein Raub der Flammen.

Altenweddingen (Kr. Wanzleben). Seines Amtes
enthoben wurde durch Landrat Baumann der hieſige
Amtsvorſteher Berg mann. Es wird gegen ihn ein
Strafverfahren mit dem Ziel der Dienſtentlaſſung ein
geleitet. Der Amtsvorſteher ſoll beim Verhör einen Na
kionalſozialiſten beſchimpft und in Gegenwart eines Land
jägers ins Geſicht geſchlagen haben.

Domersleben (Kr. Wanzleben). Als ein Landwirt
ſich ſeinem Acker näherte, ſah er, daß drei fremde
Männer Kartoffeln ausbuddelten. Als der Landwirt die

Mücheln. Jm Mai dieſes Jahres hatten Einbre
cher dem Schießhauſe der Schützengilde Mücheln einen
Beſuch abgeſtattet und zahlreiche Hirſch und Vehgeweihe
mitgehen laſſen. Als Täter wurden kurz darauf der
Former P. K. aus Cämmeritz und der Grubenarbeiter
O. E. aus Geiſelröhlitz ermittelt. Beide hatten ſich jetzt
vor dem Schöffengericht zu verantworten. Sie waren ge
ſtändig, gaben aber an, aus Not geſtohlen zu haben. E.,
bei dem es ſich um einen Rückfalldiebſtahl handelte, wurde
zu einem Jahr Gefängnis und zwei Jahren Ehrenrechts
verluſt verurteilt, während K. mit drei Monaten Ge
fängnis davonkam.

Die Belebung des Wahlkat ührt häufig zu Miß
ſtänden, die von jedem beachtet werden müſſen, der ſich kei
nen Unannehmlichkeiten ausſetzen will. Hierher gehört die
Unzuläſſigkeil der Anbringung von Wahlpropagandaſchilderr
an Hausfronten. 9 B.den Mietsräumen

ibringung von Wah
ieter an der Auß

trächtigt werden.

Mobiliſerung

nutzen. Solange die Klärung der Eigentumsverhältniſſe der
HauszinsſteuerHypotheken nicht erfolgt, ſei es ſinnlos, mi
dieſen Kapitalien zu experimentieren. Schon die Verord
nung über die Gründung der Preußiſchen Wohnungskredit-
anſtält beſtätige ihre Theſe, daß die wirtſchaftliche Verwer-
tung der Hauszinsſteuer-Hypotheken die Klärung ihres
Eigentumsrechts vorausſetzt. Mit der Uebertragung der Ver
waltung der ſtaatlichen HauszinsſteuerHypotheken auf das
neue Inſtitut ſei nämlich die Abtretung dieſer Kapitalien
bezw. deren Zins und Amortiſationsbeträge nicht verbun
den. Auf Heller und Pfennig müſſe auch die Preußiſche
Wohnungskreditanſtalt ebenſo wie bislang die Gemeinden
und Kreiſe die Hauszinsſteuerrückflüſſe an die Staatskaſſe
abführen. Die Preußiſche Wohnungskreditanſtalt trage nur
den Charakter einer Verwaltungsſtelle und in ihr ſei der
grundſätzlich zu billigende Gedanke, die Hauszinsſteuer-
Hypotheken der laufenden Beſchaffung nachſtelligen Real
kredits dienſtbar zu machen, nicht verwirklicht. Die Grün
dung der Preußiſchen Wohnungskreditanſtalt werde aber
hoffentlich dazu beitragen, daß ſich die zuſtändigen Stellen
des Reichs endlich einmal ernſthaft mit dem Schickſal der
HauszinsſteuerHypotheken befaſſen und dafür ſorgen, daf
die Eigentumsverhältniſſe an dieſen beträchtlichen Kapitalier
endlich geklärt werden. Die private Wirtſchaft, die die Haus
zinsſteuermittel aufgebracht habe, habe ein wohlbegründete
Recht, zu verlangen, daß dieſe in der öffentlichen Hand be
findlichen Beträge nicht verwirtſchaftet ſondern für ihre
Zwecke wirtſchaftlich verwertet werden.

Leute ſtellte und ihnen die gefüllten Säcke abnehmen m nwollte, wurden ſie rabiat. Die Diebe fielen über den
Landwirt her, mißhandelten ihn und entkamen mit den
Kartoffeln. Der Vorfall ſpielte ſich am hellen Tage ab.

Gefängnis für einen Polizeibeamten.
Burg b. Magdeburg. Der Polizeihauptwachtmeiſter

Paul Rieck hatte in der Nacht der Landtagswahl
(25. April) die Frau eines Gerichtsvollziehers und zwei
Nationalſozialiſten mit dem Seitengewehr geſchlagen und
verletzt. Der Polizeibeamte erhielt wegen Körperverletzung
und Beleidigung im Amt fünf Monate Gefängnis.

Burg (b. Magdeburg). Der Kaſſierer eines hieſigen
Geſangvereins hatte die Spargelder ſeiner Sangesbrüder
für das zur Zeit in Frankfurt durchgeführte Deutſche
Sängerbundesfeſt geſammelt. Nachdem er Fahrkarten und
Feſtbeitrag bezahlte, hob er die reſtlichen 250 Mark in
einem Tiſchkaſten auf. Vor der Abfahrt nahm er noch
eine „Generalreinigung“ ſeiner Briefſchaften vor und

der Hanszinsſtener-Hyvotheken
Seitdem der für den Wohnungsbau erforderliche nach

ſtellige Hypothekarkredit aus öffentlichen Mitteln wie aus
der Hauszinsſteuer nicht mehr bereitgeſtellt werden kann,
beſteht in der Kreditverſorgung der Wohnungswirtſchaft ein
Vakuum, das dringend der Ausfüllung bedarf. Jn Erkennt-
nis deſſen ſchlägt der in letzter Zeit vielerörterte Richardi-
Plan bekanntlich vor, die Hauszinsſteuer-Hypotheken der
laufenden Verſorgung der Wohnungswirtſchaft mit nach
ſtelligem Realkredit dienſtbar zu machen. Zu dieſem Vor
ſchlage, der die grundſätzliche Zuſtimmung der privaten
Bauwirtſchaft und anderer an der Löſung des Problem
der zweiten Hypothek intereſſierter Wirtſchaftsgruppen be
reits gefunden hat, bekennt ſich nunmehr auch die „Ruhr-
und RheinWirtſchaftszeitung“, das Organ der weſtdeutſchen
IJnduſtrie. Sie vertritt jedoch die Auffaſſung, daß die Ver
wirklichung des Gedankens, die Hauszinsſteuer-Hypotheken
für die Beſchaffung nachſtelligen Hypothekarkredits nutzbar
zu machen, die Klärung der Eigentumsverhältniſſe dieſer ſeit

Der bezauberndſte Kuß Mein Weg zur Ehe Zwei
Welten unter einem Dach Es liegt ein Fluch im Dreivierteltakt

Wenn alle Mauern ſtürzen Meine große Torheit und
andere packende Lebensromane enthält die ſoeben erſchienene Auguſt
Nummer der bekannten „Wahren Erzählungen und Romane“ (Ver
lag Dr. Selle-Eysler A.-G., Berlin SO 16). Das reich illuſtrierte
Heft iſt für 50 Pfg. überall zu haben.

Geſchäftliches.
Clangor, die Schallplatte des Muſikgebildeten im Preiſe

weiter geſenkt! Der Schallplatten Volksverband hat ſoeben wieder
neue Clangor-Schallplatten herausgebracht, die muſikaliſch von er
ſtaunlicher Klangreinheit und Klangfülle ſind. Aufnahmen von
ſolchem künſtleriſchen Rang wie beiſpielsweiſe der Orcheſter der
Staatsoper und der Städtiſchen Oper Berlin, des Berliner Philhar-
moniſchen Orcheſters, von Soliſten der Scalg Mailand, Kammer
muſik, ausgeführt von Mitgliedern des Berliner Philharmoniſchen
Orcheſters, der Organiſten berühmter Kirchen ſind zu ſo billigen
Preiſen (25 cm Platte jetzt 1,60 RM 30 em Platte jetzt 2,40 RM)
e ſchwerzerbrechlichen Platten in ſolcher Klangqualität eine Spitzen
eiſtung.warf hierbei verſehentlich auch dieſe 250 Mark Veiſegelder

mit in das Feuer.
Oſterburg (Altmark). Bei der Rückfahrt von See

hauſen nach Oſterburg mit dem Motorrad ſtreifte in
einer Kurve der Krankenkaſſenangeſtellte Schröder ein
mit einer Sturmlaterne beleuchtetes Fuhrwerk. Schröder
verlor die Gewalt über das Motorrad, das ſich überſchlug.
Schröder und ſein Sozius wurden zu Boden geſchleudert.
Schröder ſtarb an doppeltem Schädelbruch im Kran

1925 aus dem Hauszinsſteueraufkommen von Ländern und
Gemeinden im Geſamtbetrage von nicht weniger als 5,2
Milliarden RM im Wohnungsneubau inveſtierten Kapita
lien vorausſetze, die bekanntlich immer noch nicht erfolgt iſt
Solange der ſchon ſeit Jahren zwiſchen Reich, Ländern und
Gemeinden ſchwebende Streit um das Eigentumsrecht an
den Hauszinsſteuer-Hypotheken durch eine reichsgeſetzliche
Entſcheidung nicht endgültig beigelegt iſt, ſei es nicht möglich
dieſe auch trotz der ſchwierigen Lage des Neuhausbeſitzes ge
wiß noch wertvollen Kapitalien als eine Grundlage für den

Hier dokumentiert ſich ſo recht der Grundſatz des Schall
plattenVolksverbandes: Qualität und der Zeit angemeſſene Preiſe
beſtimmen den wahren volkstümlichen Wert aller Clangor-Schall
platten. Der Bezug der ClangorSchallplatten erfolgt nur direkt von
der eigenen Fabrikationsſtätte: Berlin-Charlottenburg 2, Berliner
Straße 4143. (Plattenverzeichniſſe koſtenlos und unverbindlich

Dienstag, den 26. Juli, abds. 8 UhrWittenberger Neumarkt 9 Bib elſtunde

Prediger WeſtermannWittenberg.kenhaus. Der Sozius kam mit geringen Verletzungen
Hierzu wird herzlichſt eingeladen.

Friſches fettes Soſniefſeſcch Verstelgerung,
Aufbau einer Organiſation der zweiten Hypothek zu be-

u l Wegen Veränderung meines Betriebes werden am Donnerstag,
Louis Richter den 28. Juli, von nachmittags 1 Uhr an folgende Gegenſtände:

Prima ſſlet ein Pferd (Celler FuchsWallach, ſechsjährig mit Stammbaum,
7 i ch komplett geritten und gefahren, volle Garantie),t ammelſſels 5 e en e x e n Aus meiner gut bekannten

eflügelzucht mehrere Stämme Enten, Hühner und Ziergeflügelemnpfiehlt Willy Rätz Hüh Ziergeflüg
Empfehle friſch eintreffend

(meiſt höchſt prämiiert), 1 Kutſchwagen, 1 Dogcart, 1 leichter Vieh
wagen, 1 Ackerwagen, 1 Rennſchlitten, verſchiedene prima Pferde

ff. Bücklinge, ger. 5chellfiſch
Lachsheringe, veelachs

geſchirre, ein faſt neues elegantes Reitzeug, 1 neuer Pflug und

Richard Tempelhof, Tel. 256

Eggen, 1 faſt neue Buttermaſchine, 1 Rübenſchneider, 4 gute

2 Forſtplanwieſen

Brutapparate (Syſtem Haaſe, faſt neu) ca. 2 Morgen ſtehender

je 10 a, an der Gaditzer Straße

Roggen, ca. 3 Morgen Kartoffeln, ca. 1 Morgen Futtermohrrüben,

1 Bußdorfwieſe

ca. Morgen Kohlrüben, ſowie viele andere zur Wirtſchaft ge

8 a, zu verkaufen. Angebote init

hörende Gegenſtände
meiſtbietend gegen Barzahlung verſteigert.

Preis unter K an die Geſchäfts
ſtelle d. Ztg

Franz Kunze, Marknaundorf.

Preuß. Kluſſen- Lotterie

(3 kin von Station Radis.)

a O S

Die Erneuerung der Loſe 5. Klaſſe

hat bis zum 1. Auguſt zu er

Photo-Alben
folgen. Die Ziehung beginnt am

Photo Feken zum Einkleben von
Amateur Photographien empfiehlt in

8. Auguſt und dauert bis zum
12. September

reicher Auswahl

Richard Arnold

Richard Arnolch, Buch- u. Papierhandlung

Einen jungen

Kemberg, Leipzigerstraße 64/65 u. Markt 3

16 17 Jahre, der mit Pferden und
in der Landwirtſchaft Beſcheid weiß,
ſtellt ein Fritzſche, Melzwig

Voranzeige!
und e gSonntag, den 31. Juli, im Schützen

Johannisbeeren S enbee
zem höchſten Tagespris fie Flugzeug Ausſtellung VIIdie Preſſe entgegen BallonFlugwettbewerb meeErnſt H einrich b enerſtraße T anzkr änz ch en S e

Sauerkirschen enhat kaufen Bürger- Verein Für die zu unserer Vermählung erwiesenen Auf-
at zu verkau merksamkeiten danken wir herzlich

Franz Löſer, Leipzigerſtraße 3 Morgen Dienstag, den 26. Juli,
I Bahnhof abends 9 Uhr im Ratskeller Armin Posern und FrauJnkarnatklee Alma geb. FrohneWeißerübenſamen Pergamentpapier Verſammlung

einpfiehlt J. G. Glaubig empfiehlt Richard Arnold Der Vorſtand
Redaktion, Druck und Verlag: Richard Arnvld, Kemberg Fernſprecher Nr. 203

empfiehlt

und geiſtige Anregung in jedes Paus
bringen

Belhagen K Klaſings
Monatsheſte

Monatlich unr 2.10 R.

Jn aller Welt, wo Deutſche wohnen,
ſind Velhagen Klaſtings Monatshefte ver
breitet. Dieſe Zeitſchrift veröffentlicht als erſte
die neuen Werke unſerer großen Dichter.
Sie bringt in feſſelnder und allgemein
verſtändlicher Form die Forſchungen unſerer be
deutenden Gelehrten vor eine große Leſerſchaft.
Sie berichtet in Wort und Bild, was
es Neues gibt auf den weiten Gebieten der
Technik, des Sports, der Mode, des Theaters,
des Kunſtgewerbes.
Sie pflegt mit ihren weltberühmten far
bigen Kunſtbeilagen die bildende Kunſt

Der Berlag Belhagen Klaſtug, Leipzig
überſendet auf Wunſch gegen Einſendung von
30 Pfg. in Marken für Porto koſtenlos ein
Heft (ſonſt Rm. 2.40) als Probeheft.

Ven

e

S adDDdddddddovdddddddddddddaa de
Für cie vielen 6lückwünsche und Hufmerksam-

keiten zu unserm

40 jährigen Geschäftsjubiläum
danken wir allen herzlichst

Bäckermeister W. Thomas und Frau

Nehme jeden Poſten

Sauerkirſchen
Prima friſches

Rind und
Hammelſleiſch
friſche Flecke

empfiehlt Heinrich 5chneider

Rieſenſpörgel
Ackerſpörgel

III III

Z
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Gaclit, im Juli 1932 n
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